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Vorsteuerabzug - Angabe des 
Leistungszeitpunkts bzw.  
-zeitraums in der Rechnung  
 
Der BFH hat (V R 18/17) entschieden, dass 
sich die Angabe des Kalendermonats als 
Leistungszeitpunkt (§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 
6 UStG i. V. m. § 31 Abs. 4 UStDV) unter Be-
achtung der unionsrechtlichen Vorgaben 
aus dem Ausstellungsdatum der Rechnung 
ergeben kann, wenn nach den Verhältnis-
sen des jeweiligen Einzelfalls davon auszu-
gehen ist, dass die Leistung in dem Monat 
bewirkt wurde, in dem die Rechnung aus-
gestellt wurde. Weiterhin hat er festge-
stellt, dass die Leistungsbeschreibung im 
Urteilsfall keinen Rückschluss auf den Ort 
der Leistungserbringung und eine mögli-
che Steuerpflicht erlaubte und die Rech-
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nungen daher mangels ordnungsgemäßer 
Leistungsbeschreibung nicht die Vorausset-
zungen für einen Vorsteuerabzug erfüllten. 
Seine Auffassung, dass sich die Angabe 
des Leistungszeitraums aus dem Rech-
nungsdatum ergeben kann, hat der BFH 
nochmals mit Urteil vom 15. Oktober 
2019, V R 29/19 (V R 44/16), bestätigt. 
Gleichzeitig enthält das Urteil Ausführun-
gen zu Rechnungen einer Person, die nach 
dem Willen ihrer Hintermänner einen auf 
ihren Namen lautenden Gewerbebetrieb 
vortäuscht. Danach wird diese Person auch 
unter Beachtung der „Strohmann-Recht-
sprechung“ nicht alleine durch die Rech-
nungsstellung unter ihrem Namen zum 
Leistenden, wenn sie die von den als Ver-
treter ohne Vertretungsmacht (§ 179 BGB) 
handelnden Hintermännern geschlossenen 
Verträge nicht genehmigt und ihr das Han-
deln der Hintermänner auch nicht nach 
den Grundsätzen einer Anscheins- oder 
Duldungsvollmacht zugerechnet werden 
kann. Unter diesen Umständen ist es nicht 
entscheidungserheblich, ob es sich bei der 
nach außen auftretenden Person um einen 
Strohmann gehandelt hat und ob in die-
sem Fall das Strohmanngeschäft nur zum 

Schein abgeschlossen wurde. 
Rechnungen, die nicht den Zeitpunkt der 
Lieferung oder sonstigen Leistung (ggf. 
nach § 31 Abs. 4 UStDV in Form des Ka-
lendermonats) enthalten, sind nicht ord-
nungsmäßig ausgestellt. Ein Vorsteuerab- 
zug aus solchen Rechnungen ist nur dann 
ausnahmsweise möglich, wenn die Finanz-
verwaltung über sämtliche Angaben ver-
fügt, um die materiellen Voraussetzungen 
zu überprüfen. Den Entscheidungen zum 
Kalendermonat als Leistungszeitraum, der 
sich nach Auffassung des BFH aus dem je-
weiligen Ausstellungsdatum der Rechnung 
ergab, lag jeweils eine Würdigung im Ein-
zelfall zugrunde. 
Umgekehrt kann dies nicht gelten, wenn 
nicht feststeht, dass die Daten zusammen-
fallen. Dies ist insbesondere dann der Fall, 
wenn eine unmittelbar mit der Leistung zu-
sammenfallende Rechnungsstellung nicht 
branchenüblich ist, vom betroffenen Rech-
nungsaussteller nicht immer durchgeführt 
wird oder bei der konkreten Leistung sons-
tige Zweifel an einem Zusammenfallen der 
Daten bestehen. Bestehen Zweifel, obliegt 
deren Ausräumung dem Unternehmer, der 
den Vorsteuerabzug geltend macht. 

Anita Dormeier, b.b.h.-Dozentin
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Fälligkeit 

Montag, den 11.10.2021*

Lohnsteuer mtl./vj. 11. 10. 1 14. 10. 2 

Kirchensteuer 11. 10. 1 14. 10. 2 

Solidaritätszuschlag 11. 10. 1 14. 10. 2

Umsatzsteuer mtl./vj. 11. 10. 1 14. 10. 2 

Oktober 2021 25. 10. 27. 10.

Hinweis: Einreichung Nachweis bis 00:00 Uhr am Fälligkeitstag

1 Die Schonfrist endet am 11.10.21, weil das Ende der Frist auf einen Sonn- oder Feiertag fällt. 
** Bei Zahlung durch Scheck ist diese erst mit dem dritten Tag nach Eingang des Schecks bewirkt.

Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Scheck/bar**               Überweisung

Beitragsnachweis          Beitragszahlung



Aktuelles 
 
Details zur Verlängerung der Über- 
brückungshilfen bis Jahresende  
Während es für die meisten Bereiche der 
Wirtschaft wieder bergauf geht, dauern 
die Corona-bedingten Einschränkungen in 
einigen Branchen weiter an. Die Bundesre-
gierung verlängert deshalb die Überbrü-
ckungshilfe III Plus über den 30. September 
hinaus bis zum 31. Dezember 2021. Die 
Details für die Verlängerung bis Jahresende 
sind nun geeint und finalisiert. Dabei wer-
den die bewährten Förderbedingungen der 
Überbrückungshilfe III Plus weitgehend bei-
behalten. Ebenfalls verlängert wird die 
Neustarthilfe Plus, mit der von Corona-be-
dingten Umsatzeinbrüchen betroffene So-
loselbstständige unterstützt werden. 
Im Einzelnen: 
Die bis Jahresende verlängerte Überbrü-
ckungshilfe III Plus ist inhaltlich weitgehend 
deckungsgleich mit der Überbrückungs-
hilfe III Plus für die Monate Juli, August und 
September. Auch in der verlängerten Über-
brückungshilfe III Plus sind Unternehmen 
mit einem Corona-bedingten Umsatzein-
bruch von mindestens 30 Prozent antrags-
berechtigt. Die Antragstellung erfolgt auch 
für die verlängerte Überbrückungshilfe III 
Plus durch prüfende Dritte. 
Die sogenannte Restart-Prämie, die inner-
halb der Überbrückungshilfe III Plus für die 
Monate Juli, August, September 2021 galt 
und mit der gezielt der Übergang vom 
Lockdown hin zur Wiederöffnung erleich-
tern sollte, hat ihren Zweck erfüllt. Sie läuft 
deshalb plangemäß im September aus. Der 
Eigenkapitalzuschuss, zur Substanzstär-
kung besonders stark und andauernd be-
troffener Unternehmen, wird auch über 
den September hinaus bis Dezember 2021 
zur Verfügung stehen. 
Verlängert wird auch die Neustarthilfe Plus 
für Soloselbständige. Für den Zeitraum Ok-
tober bis Dezember können Soloselbststän-
dige, deren Umsatz durch Corona weiter 
eingeschränkt ist, damit zusätzlich bis zu 
4.500 Euro Unterstützung erhalten. 
Die FAQ zur Überbrückungshilfe III Plus und 
zur Neustarthilfe Plus werden überarbeitet 
und zeitnah veröffentlicht. Nach Anpas-

sung des Programms kann die Antragstel-
lung über die bekannte Plattform ueber-
brueckungshilfe-unternehmen.de erfolgen. 
Antragsbearbeitung und Auszahlung erfol-
gen in der Verantwortung der Länder. In-
formationen über den Start der Antrags- 
tellung werden zeitnah gesondert veröf-
fentlicht. 
 
Hochwasserkatastrophe: Vorüberge-
hende Aussetzung der Insolvenzan-
tragspflicht  
Der Bundestag hat in seiner Sitzung am 
07.09.2021 Maßnahmen zur Unterstüt-
zung der von der Hochwasserkatastrophe 
Mitte Juli Betroffenen beschlossen. Nach 
dem „Gesetz zur Errichtung eines Sonder-
vermögens ‚Aufbauhilfe 2021‘ und zur vo-
rübergehenden Aussetzung der Insolvenz- 
antragspflicht wegen Starkregenfällen und 
Hochwassern im Juli 2021“ wird unter an-
derem ein nationaler Solidaritätsfonds 
„Aufbauhilfe 2021” geschaffen, der durch 
den Bund mit 30 Mrd. Euro ausgestattet 
wird und zur Finanzierung von Soforthilfen 
für Privathaushalte, Unternehmen und an-
dere Einrichtungen dienen soll. Zudem 
wird die Insolvenzantragspflicht für Unter-
nehmen vorübergehend ausgesetzt, die 
von den Auswirkungen der Starkregenfälle 
und Hochwasser im Juli 2021 betroffen 
sind. Voraussetzung ist, dass aufgrund 
ernsthafter Finanzierungs- oder Sanie-
rungsverhandlungen begründete Aussich-
ten bestehen, dass das betreffende 
Unternehmen saniert werden kann. 
Daneben beinhaltet das Gesetz eine Reihe 
weiterer Maßnahmen, um den Wiederauf-
bau zu unterstützen und zu beschleunigen, 
etwa im Bauplanungs-, Eisenbahn- und 
Bundesfernstraßenrecht. Im Telekommuni-
kationsgesetz wurde zudem die Grundlage 
für das Aussenden öffentlicher Katastro-
phen-Warnmeldungen mittels Cell Broad-
casting (CB) verankert. 
 
Referentenentwurf Sozialversicherungs-
Rechengrößenverordnung 2022 
Das Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales hat den Referentenentwurf zur Sozi-
alversicherungs-Rechengrößenverordnung 
2022 vorgelegt. 
Mit der Verordnung werden die maßgebli-

chen Rechengrößen der Sozialversicherung 
gemäß der Einkommensentwicklung im 
vergangenen Jahr (2020) turnusgemäß an-
gepasst. Die Werte werden - wie jedes Jahr 
- auf Grundlage klarer gesetzlicher Bestim-
mungen mittels Verordnung festgelegt. 
Die den Sozialversicherungsrechengrößen 
2022 zugrundeliegende Lohnentwicklung 
im Jahr 2020 (Veränderung der Brutto-
löhne und -gehälter je Arbeitnehmer ohne 
Personen in Arbeitsgelegenheiten mit Ent-
schädigung für Mehraufwendungen) be-
trug im Bundesgebiet -0,15 Prozent und in 
den alten Bundesländern -0,34 Prozent. 
Bevor die Sozialversicherungs-Rechengrö-
ßenverordnung 2022 im Bundesgesetzblatt 
verkündet wird, muss sie von der Bundes-
regierung beschlossen werden und der 
Bundesrat muss anschließend zugestimmt 
haben. 
 
Die wichtigsten Rechengrößen für das Jahr 
2022 im Überblick: 
 
Die Bezugsgröße, die für viele Werte in der 
Sozialversicherung Bedeutung hat (unter 
anderem für die Festsetzung der Mindest-
beitragsbemessungsgrundlagen für freiwil-
lige Mitglieder in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung und für die Beitragsberech-
nung von versicherungspflichtigen Selb-
ständigen in der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung), bleibt unverändert bei 3.290 
Euro/Monat (2021: 3.290 Euro/Monat). Die 
Bezugsgröße (Ost) steigt auf 3.150 Euro/ 
Monat (2021: 3.115 Euro/Monat). 
 
Die Beitragsbemessungsgrenze in der all-
gemeinen Rentenversicherung sinkt auf 
7.050 Euro/Monat (2021: 7.100 Euro/ 
Monat). Die Beitragsbemessungsgrenze 
(Ost) steigt auf 6.750 Euro/Monat (2021: 
6.700 Euro/Monat). 
 
Die bundesweit einheitliche Versicherungs-
pflichtgrenze in der gesetzlichen Kranken-
versicherung (Jahresarbeitsentgeltgrenze) 
bleibt unverändert bei 64.350 Euro (2021: 
64.350 Euro). Die ebenfalls bundesweit 
einheitliche Beitragsbemessungsgrenze für 
das Jahr 2022 in der gesetzlichen Kranken-
versicherung beträgt unverändert 58.050 
Euro jährlich (2021: 58.050 Euro) bzw.  
4.837,50 Euro monatlich (2021: 4.837,50 
Euro). 
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Verfassungsmäßigkeit der Besteuerung von 
Renten beschlossen. Durch dieses BMF-
Schreiben werden die Finanzbehörden an-
gewiesen, den Vorläufigkeitsvermerk ab 
sofort im Rahmen der verfahrensrechtli-
chen Möglichkeiten allen Steuerbeschei-
den ab 2005 beizufügen, in denen eine 
Leibrente oder eine andere Leistung aus 
der Basisversorgung nach § 22 Nr. 1 Satz 3 
Buchst. a Doppelbuchst. aa EStG erfasst 
wird (Az. IV A 3 - S-0338 / 19 / 10006 
:001) 

 
 
Einkommensteuer 
 
Haushaltsnahe Dienstleistungen  
Vor dem Hintergrund der Rechtsprechung 
des BFH zur Begünstigung von haushalts-
nahen Dienstleistungen und Handwerker-
leistungen der öffentlichen Hand, die nach 
öffentlich-rechtlichen Kriterien abgerech-
net werden wird im Einvernehmen mit den 
obersten Finanzbehörden der Länder das 
BMF-Schreiben vom 9. November 2016 
(BStBl I S. 1213) zur Steuerermäßigung bei 
Aufwendungen für haushaltsnahe Be-
schäftigungsverhältnisse und für die Inan-
spruchnahme haushaltsnaher Dienstleis- 
tungen (§ 35a EStG) wie folgt geändert: 
• „Für Handwerkerleistungen der öffentli-

chen Hand, die nicht nur einzelnen Haus-
halten, sondern allen an den Maß- 
nahmen der öffentlichen Hand beteilig-
ten Haushalten zugutekommen, ist eine 
Begünstigung nach § 35a EStG ausge-
schlossen (z. B. Ausbau des allgemeinen 
Versorgungsnetzes oder Erschließung 
einer Straße). Insoweit fehlt es an einem 
räumlich-funktionalen Zusammenhang 
der Handwerkerleistungen mit dem 
Haushalt des einzelnen Grundstücks- 
eigentümers (BFH-Urteil vom 21. Februar 
2018, BStBl II S. 641).“ 

• In der Anlage 1 „Beispielhafte Aufzäh-
lung begünstigter und nicht begünstigter 
haushaltsnaher Dienstleistungen und 
Handwerkerleistungen“ werden jeweils 
das Beispiel „Straßenreinigung“ und das 
Beispiel „Winterdienst“ neu gefasst. 

Die Regelungen dieses Schreibens sind auf 
alle offenen Fälle anzuwenden. 

Neue Corona-Arbeitsschutzverordnung 
Die Corona-Arbeitsschutzverordnung ent-
hält neu die Verpflichtung der Arbeitgeber, 
Beschäftigte über die Risiken einer COVID-
19 Erkrankung und bestehende Möglich-
keiten einer Impfung zu informieren, die 
Betriebsärzte bei betrieblichen Impfange-
boten zu unterstützen sowie Beschäftigte 
zur Wahrnehmung von Impfangeboten 
freizustellen. 
Ansonsten gelten die bestehenden Arbeits-
schutzregeln fort: 
• Betriebliche Hygienepläne sind wie bisher 

zu erstellen und zu aktualisieren, umzu-
setzen sowie in geeigneter Weise zu-
gänglich zu machen. Dazu sind weiterhin 
die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregeln und 
die branchenbezogenen Praxishilfen der 
Unfallversicherungsträger heranzuzie-
hen. 

• Arbeitgeber bleiben verpflichtet, in ihren 
Betrieben mindestens zweimal pro 
Woche für alle Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in Präsenz die Möglichkeit für 
Schnell- oder Selbsttests anzubieten. 

• Der Arbeitgeber kann den Impf- oder Ge-
nesungsstatus der Beschäftigten bei der 
Festlegung der erforderlichen Schutz-
maßnahmen berücksichtigen, eine ent-
sprechende Auskunftspflicht der Be- 
schäftigten besteht jedoch nicht. 

• Betriebsbedingte Kontakte und die 
gleichzeitige Nutzung von Räumen durch 
mehrere Personen müssen weiterhin auf 
das notwendige Minimum reduziert blei-
ben. Dazu kann auch Homeoffice einen 
wichtigen Beitrag leisten. 

• Arbeitgeber müssen mindestens medizi-
nische Gesichtsmasken zur Verfügung 
stellen, wo andere Maßnahmen keinen 
ausreichenden Schutz gewähren. 

• Auch während der Pausenzeiten und in 
Pausenbereichen muss der Infektions-
schutz gewährleistet bleiben. 

Die Änderungen treten am 10. September 
2021 in Kraft. 
 
 
Abgabenordnung 
 
Vorläufige Steuerfestsetzung 
Bund und Länder haben eine vorläufige 
Steuerfestsetzung wegen der Frage der 

Kürzung Verpflegungsmehraufwendun-
gen 
Mit Urteil vom 12.07.2021 - VI R 27/19 - 
hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschie-
den, dass die Verpflegungspauschalen im 
Fall einer Mahlzeitengestellung auch dann 
zu kürzen sind, wenn der Steuerpflichtige 
nicht über eine erste Tätigkeitsstätte ver-
fügt. 
Mit Urteil vom 07.07.2020 - VI R 16/18 - 
hatte der BFH in diesem Zusammenhang 
bereits entschieden, dass dem Steuerpflich-
tigen dem Grunde nach zustehende Ver-
pflegungspauschalen auch bei Nichtein- 
nahme der zur Verfügung gestellten Mahl-
zeiten zu kürzen sind. 
 
Einheitliche Erstausbildung 
Der BFH nimmt u. a. Stellung zu der Frage, 
ob in der Absolvierung der Ausbildung 
zum Bankkaufmann, dem berufsbegleiten-
den Studiengang zum Bankfachwirt/Bank-
Colleg und dem Studiengang Bankbe- 
triebswirt/BankColleg eine mehraktige 
Ausbildung vorliegt, die in einem engen 
sachlichen und zeitlichen Zusammenhang 
durchgeführt wird (Az. III R 50/20). 
Die vorbehaltlose Festsetzung von Kinder-
geld und die Verfügung über die Nichtaus-
zahlung sind eigenständige Verwaltungs- 
akte. Richtet sich der Einspruch nur gegen 
die verweigerte Auszahlung, liegt hierin 
nicht zugleich ein Einspruch gegen die 
Festsetzung. 
Die der Familienkasse eingeräumte Über-
prüfungsmöglichkeit im Einspruchsverfah-
ren findet ihre Grenze in dem angefoch- 
tenen Verwaltungsakt als formellem Ge-
genstand des Einspruchs. 
Der „Gesamtplan“ des Kindes, sein Berufs-
ziel erst durch eine weitere Ausbildung zu 
erreichen, ist nicht das allein maßgebliche 
Kriterium für die Annahme einer einheitli-
chen Erstausbildung i. S. des § 32 Abs. 4 
Satz 2 EStG 
 
 
Sozialversicherung 
 
Künstlersozialabgabe bei Gesellschafter 
Das Gehalt eines Gesellschafter-Geschäfts-
führers einer GmbH, der 100 % der Ge-
schäftsanteile hält, ist nur dann in die 



Bemessung der Künstlersozialabgabe ein-
zubeziehen, wenn das Gesamtbild der kon-
kret von ihm ausgeübte Tätigkeit künst- 
lerischer oder publizistischer Natur ist. Das 
entschied das SG Stuttgart (Az. S 4 KR 
2996/17). 
 
 
Umsatzsteuer 
 
OSS-Verfahren bei Retouren 
Teilnehmende am One-Stop-Shop-Verfah-
ren sind verunsichert, wie sie umsatzsteu-
erlich mit Retouren und ähnlichen Sach- 
verhalten von im ersten Halbjahr 2021  
ausgeführten Lieferungen und sonstigen  
Leistungen umgehen müssen. In einer Stel-
lungnahme gegenüber dem BMF wird eine 
Billigkeitsregelung angeregt.  
Ein scheinbar einfacher Sachverhalt droht 
umsatzsteuerlich zu einem Dilemma zu 
führen: Ein am One-Stop-Shop-Verfahren 
(kurz: OSS) teilnehmender Unternehmer 
erhält im Juli 2021 Retoursendungen, die 
er im Juni (vor Inkrafttreten des OSS) ins 
EU-Ausland geliefert hatte. 
Es ist klar, dass der Unternehmer die um-
satzsteuerliche Bemessungsgrundlage be-
richtigen muss - und zwar in dem 
Besteuerungszeitraum, in dem die Ände-
rung der Bemessungsgrundlage eingetre-
ten ist. In dem vorgenannten Fall: Juli 
2021. 
Die Frage ist jedoch, im Rahmen welcher 
Meldung zu korrigieren ist. Es käme die 
Meldung mittels OSS oder die lokale Mel-
dung im EU-Ausland in Frage. 
 
Rechnung: Angabe eines Aliasnamen 
Die Finanzverwaltung hat sich zu den um-
satzsteuerlichen Rechnungsangaben und 
Vorsteuerabzug - Verwendung eines Alias-
namens und einer Zustellanschrift nach 
dem Prostituiertenschutzgesetz (ProstSchG) 
geäußert. 
Ein Aliasname nach dem ProstSchG stellt 
keinen falschen, sondern einen behördlich 
genehmigten Zweitnamen ähnlich einem 
Künstlernamen dar. Alleine die Verwen-
dung eines Aliasnamens als Rechnungsaus-

steller oder Leistungsempfänger führt 
daher nicht zur Entstehung einer Steuer-
schuld nach § 14c Abs. 2 UStG. 
 
 
Buchführung und Bilanzierung 
 
Einnahmenüberschussrechnung - An-
lage EÜR 2021 
Das BMF hat die Vordrucke der Anlage EÜR 
sowie die Vordrucke für die Sonder- und 
Ergänzungsrechnungen für Mitunterneh-
merschaften und die dazugehörigen Anlei-
tungen für das Jahr 2021 bekanntgegeben 
(Az. IV C 6 - S-2142 / 20 / 10001 :011). Die 
Anlage EÜR ist grundsätzlich elektronisch 
an die Finanzverwaltung zu übermitteln. 
 
Rechnungsabgrenzungsposten  
Der BFH hatte zu entscheiden, ob für Be-
träge von geringer Bedeutung (z. B. Versi-
cherungen, Werbung, Kfz-Steuer) hinsicht- 
lich der Bildung eines aktiven Rechnungs-
abgrenzungspostens ein Bilanzierungs-
wahlrecht besteht (Az. X R 34/19).  
Aktive Rechnungsabgrenzungsposten sind 
auch bei geringfügigen Beträgen zu bilden. 
Weder dem Grundsatz der Wesentlichkeit 
noch dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
lässt sich eine Einschränkung der Pflicht zur 
Bildung auf wesentliche Fälle entnehmen. 
 
 
Sonstiges 
 
Urlaub bei Quarantäne  
Wer im Erholungsurlaub arbeitsunfähig er-
krankt, dem werden die Krankheitstage 
nicht auf den Urlaub angerechnet (§ 9 
BUrlG). Die Arbeitgeberin zahlt dann Ent-
geltfortzahlung und nicht etwa Urlaubs-
entgelt. Was ist aber, wenn sich ein 
Arbeitnehmer im Urlaub - ohne selbst infi-
ziert zu sein - nur aufgrund eines Kontak-
tes mit einer an COVID-19 erkrankten 
Person in Quarantäne begeben muss? In 
diesem Fall gewährt die Arbeitgeberin den-
noch den - beantragten und genehmigten 
- Urlaub des Arbeitnehmers. Die Quaran-
tänetage werden also auf den Urlaub an-
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gerechnet. Dies hat das Arbeitsgericht 
Neumünster am 3. August 2021 entschie-
den (Az. 3 Ca 362 b/21).

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

SEMINARE NOV./DEZ. 2021 
„Aktuelle Buchungsfälle“ 

9:00 - 12:00 

„Umsatzsteuer 2021/2022“  

13:30 - 16:30

Anmeldung über www.bbh-fortbildung.de

Berlin                        Fr.      19.11.21 

Bremen                     Mo.   29.11.21      

Chemnitz                  Do.    11.11.21 

Dortmund                Mo.   15.11.21 

Dresden                    Fr.      12.11.21 

Düsseldorf                Di.     16.11.21 

Erfurt                        Mo.   22.11.21 

Frankfurt                  Fr.      26.11.21 

Hamburg                  Fr.      03.12.21 

Hannover                  Di.     30.11.21 

Köln                         Do.    02.12.21 

Leipzig                      Di.     23.11.21 

Mannheim                Do.    25.11.21 

München                  Mo.   06.12.21 

Nürnberg                  Di.     09.11.21 

Potsdam                   Do.    18.11.21 

Rosenheim               Mo.   08.11.21 

Stuttgart                   Mi.    08.12.21


